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Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

Maßnahmen zum umfassenden Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern vor 
der Rinderseuche BSE und zur Stabilisierung des Rindfleischmarktes 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

- Die in Großbritannien verbreitet auftretende Rinderseuche 
BSE ist auf unverantwortliche Praktiken bei der Herstel-
lung und Verfütterung von Tiermehl an Wiederkäuer in 
Großbritannien zurückzuführen. 

- Die nach wie vor ungeklärte Frage der möglichen Über-
tragbarkeit der Rinderseuche BSE auf den Menschen er-
fordert weitestmögliche Maßnahmen in Großbritannien zur 
Sicherung des vorbeugenden Gesundheitsschutzes, um die 
tiefgreifende Verunsicherung der Verbraucherinnen und 
Verbraucher in Deutschland zu beenden, deren unmittel-
bare Folge ein drastischer Rückgang des Rindfleischver-
brauchs ist. 

2. Der Deutsche Bundestag erkennt an, daß 

- die Bundesregierung im März 1996 aufgrund neuer wis-
senschaftlicher Mitteilungen aus Großbritannien unver-
züglich die Einfuhr von Rindfleisch aus Großbritannien und 
hieraus hergestellten Erzeugnissen (u. a. Arzneimittel, Kos-
metika, Gelatine) verboten und so maßgeblich dazu bei-
getragen hat, daß die Europäische Union ein ausnahmslo-
ses Exportverbot für Rinder, Rindfleisch und Erzeugnisse 
geschlachteter Rinder aus Großbritannien beschlossen hat, 

- der EU-Agrarrat übereingekommen ist, daß alle notwendi-
gen Maßnahmen zur Tilgung der Rinderseuche BSE durch-
geführt werden müssen, 

- die Bundesregierung auf diesem Wege im Interesse der 
Verbraucher den Belangen des vorbeugenden Gesund-
heitsschutzes vor etwaigen wirtschaftlichen Erwägungen 
Rechnung getragen hat. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 

nachdrücklich dafür einzusetzen, daß 

- das gemeinschaftsrechtliche Exportverbot für Rinder, Rind-
fleisch und Erzeugnisse geschlachteter Rinder aus Groß-
britannien solange aufrechterhalten wird, 
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a) bis etwaige gesundheitliche Risiken für den Verbrau-
cher durch eine mögliche Übertragung der Rinderseu-
che BSE auf den Menschen wissenschaftlich hinrei-
chend bewertet sind, 

b) bis alle erforderlichen Maßnahmen beschlossen und 
durchgeführt werden, um eine BSE-Freiheit der Rin-
derbestände und eine Unterbrechung der Infektions-
kette sicherzustellen, 

- die Forschung zu Klärung der zahlreichen noch offenen 
Fragen im Zusammenhang mit BSE entsprechend dem 
Ratsbeschluß, insbesondere auch hinsichtlich der Übertra-
gungswege, verstärkt wird und die Europäische Kommis-
sion alsbald die nach Prioritätsgraden geordnete Liste der 
von der Gemeinschaft zu finanzierenden Vorhaben aufstellt 
und diese Vorhaben durchgeführt werden, 

- die Durchführung der gemeinschaftlichen BSE-Schutz-
maßnahmen insbesondere in Großbritannien st rikt und 
regelmäßig durch die Europäische Kommission und die na-
tionalen Überwachungsbehörden kontrolliert und über-
wacht wird sowie die veterinärrechtlichen Importkontrol-
len an den Außengrenzen der EU wirksam durchgeführt 
werden, 

- die zur Marktstützung im Rindfleischbereich eingeleiteten 
Maßnahmen, insbesondere staatlicher Aufkauf von Rind-
fleisch und Erleichterungen beim Rindfleischexport, kon-
sequent umgesetzt und erforderlichenfalls ausgeweitet 
werden, 

- die Europäische Kommission schnellstmöglich die zuge-
sagten Vorschläge zur Einkommensstützung der Rind-
fleischproduzenten vorlegt, 

- die Europäische Kommission schnellstmöglich die zuge-
sagten Vorschläge zur Einführung eines EU-weiten obli-
gatorischen Herkunftsnachweises für Fleisch vorlegt, um 
so einen wichtigen Beitrag dazu zu leisten, daß Verbrau-
cherinnen und Verbraucher wieder Vertrauen in die Ver-
sorgung mit gesundheitlich unbedenklichem Rindfleisch 
und Rindfleischprodukten gewinnen. 

Bonn, den 21. Mai 1996 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 

 


